
wolle man sie unbedingt halten, um
konservative Kräfte zu besänftigen.

Kümmerle hält es trotz aller Kri-
tik und EU-Skepsis noch immer für
möglich, dass die Europäische Uni-
on künftig enger zusammenrückt.
Dafür müsste eine Koalition der wil-
ligen Regierungschefs den Mut fin-
den. „Dann wäre die Chance tatsäch-
lich da.“ Die russische Aggression,
das wirtschaftliche Erstarken Chi-
nas und die immer heftigeren Aus-
wirkungen des Klimawandels – all
das seien Krisen, die sich nicht mehr
leugnen lassen und nur von einer
vereinigten EU gelöst werden kön-
nen, ist Kümmerle überzeugt.
„Wenn wir diesen Mut nicht aufbrin-
gen, dann wird Europa mittel- bis
langfristig zerfallen.“

schen Regierung die Kraft gefehlt,
den Fehler rückgängig zu machen.
Ein Initiativrecht, mit dem das Euro-
paparlament selbst Gesetze vor-
schlagen darf, müsse kommen.
Ebenso solle die Vorgabe wegfallen,
dass Beschlüsse einstimmig von al-
len EU-Ländern im Rat gefasst wer-
den müssen – stattdessen soll eine
Mehrheit entscheiden.

Wahlkampfgeplänkel Dass Kom-
missionspräsidentin Ursula von der
Leyen eine Zusammenarbeit mit der
rechten EKR-Fraktion nicht aus-
schließt, ist für Kümmerle ein Wahl-
kampfmanöver. Schon 2019 sei es
ein Zugeständnis an die osteuropäi-
schen Staaten gewesen, von der Ley-
en für das Amt zu nominieren. Nun

haben. Ihnen sei es gelungen, nicht
nur ihre Partei sondern auch die
Bürger zu überzeugen. „Das wird
immer schwieriger, je mehr Krisen
es in der Welt gibt“, sagt Kümmerle.

Für den 62-Jährigen
trägt zum Unmut über die
EU auch bei, dass Vorteile
der Gemeinschaft als natio-
nale Errungenschaften ver-
kauft werden, bei Proble-
men aber oft mit dem Fin-
ger auf Brüssel gezeigt
wird. „Das führt bei den
Bürgern dazu, dass viele

Europa die Schuld geben.“ Der Bre-
xit habe das deutlich gezeigt: Selbst
als für jeden sichtbar geworden war,
dass der EU-Austritt Großbritan-
niens ein Fehler war, habe der briti-

terstelle den Parteien in Deutsch-
land nicht, dass sie europaskeptisch
oder -feindlich sind“, betont Küm-
merle. Vielmehr überwiege in der
Politik die Angst, Macht zu verlie-
ren. „Das sieht man an un-
serer aktuellen Regierung,
die den europäischen Bun-
desstaat im Programm hat-
te, dann aber geblockt hat,
als es darum ging, mit den
Franzosen den nächsten
Schritt zu gehen.“

Für Kümmerle ist die Ur-
sache eine tiefsitzende
Angst vor Veränderung. Es sei der
große politische Erfolg ehemaliger
Bundeskanzler wie Helmut Kohl
oder Konrad Adenauer gewesen,
dass sie diese Angst überwunden

standen, die für einen europäischen
Bundesstaat sind als auch aus Län-
dern, die dagegen waren. So habe
Italien einen EU-Staat lange befür-
wortet, sei dann aber nach rechts ge-
rückt, sagt Kümmerle. „Heute sind
die Italiener die, die mit einem euro-
päischen Bundesstaat nichts anfan-
gen können.“ Allerdings habe das
Land aus den Fehlern der Briten ge-
lernt und wolle die EU nicht so weit
schwächen, dass die Vorteile der
EU-Mitgliedschaft wegfallen.

Angst um Macht Deutschland
habe sich anfangs ebenfalls einen
EU-Staat vorgestellt, das Vorhaben
aber nie ernsthaft in Angriff genom-
men, egal wie sich die Bundesregie-
rung zusammengesetzt hat. „Ich un-
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HEILBRONN Der Zusammenhalt der
EU-Länder bröckelt. Mit mehr rech-
ten Parteien in den Regierungen der
Staaten sitzen auch mehr EU-Kriti-
ker am Verhandlungstisch. Nach
den Wahlen am 9. Juni könnte sich
dieser Trend auf Seiten des Europa-
parlaments verfestigen. Ist ein Zu-
sammenrücken der EU-Länder hin
zu einem europäischen Bundesstaat
überhaupt noch denkbar? Ja, sagt
Heinrich Kümmerle, Kreisvorsit-
zender der Europa-Union in Heil-
bronn. Der Verein setzt sich für die-
se Zukunftsvision ein.

Die Europäische Union habe von
Anfang an sowohl aus Ländern be-

Warum es keinen europäischen Bundesstaat gibt
Heinrich Kümmerle, Kreisvorsitzender der Europa-Union Heilbronn, plädiert für eine stärkere Zusammenarbeit der EU-Länder
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Z
wei Mal hat Frankreichs Präsident Em-
manuel Macron eine aufrüttelnde Rede
zur Zukunft der EU gehalten. Zwei Mal
forderte er in der Sorbonne-Universi-

tät in Paris leidenschaftlich, dass Europa stär-
ker zusammenrücken solle und die globalen
Krisen gemeinsam bewältigen müsse. Gemein-
sam, unabhängig von Partnern wie den USA.
„Allein Europa kann tatsächliche Souveränität
gewährleisten, das heißt, die Fähigkeit, in der
heutigen Welt zu bestehen, um unsere Werte
und unsere Interessen zu verteidigen“, sagte
der französische Staatspräsident 2017. Die EU
müsse sich grundlegend wandeln, statt immer
träger und ineffizienter zu werden.

Ungehört Dieses Jahr, im April 2024, wählte
Macron noch deutlichere Worte. „Unser Euro-
pa heute ist sterblich, es kann sterben, und das
hängt allein von unseren Entscheidungen ab“,
sagte er. Beide Male prallten die
Worte des französischen Staatsprä-
sidenten an Deutschland und dem
Rest Europas fast ungehört ab.
„Frankreich und Deutschland wol-
len gemeinsam, dass Europa stark
bleibt“ und Macrons Rede enthalte
„gute Impulse“ dafür, teilte Kanzler
Olaf Scholz (SPD) knapp über den Kurz-
nachrichtendienst dazu X mit. Nicht
zu vergessen Scholz‘ USA-Reisen,
bei denen er die Vereinigten Staa-
ten stets als wichtigsten Partner
Deutschlands bezeichnete. Paris
und Berlin, Motor eines neuen Eu-
ropas? Davon ist nichts zu sehen.

Überhaupt – ein starkes Europa?
Das Handeln der Ampel-Koalition
zeichnet seit ihrem Antritt ein ande-
res Bild. Vom Verbrenner-
Aus über das Liefer-
kettengesetz bis hin

zu energieeffizienten Gebäuden. Selbst die KI-
Verordnung, von den meisten Experten als Vor-
zeigeprojekt gepriesen, scheiterte fast an Digi-
talminister Volker Wissing. Es ließe sich ein dut-
zend weiterer EU-Vorhaben nennen, die vor al-
lem von den FDP-Ministern der Bundesregie-
rung blockiert wurden.

Keine Ideen Mit fortschrittlichen Ideen zur Zu-
kunft Europas geizt die Bundesrepublik dage-
gen völlig. Minimale Europa betreffende Vorha-
ben aus dem Koalitionsvertrag wie mehr Trans-
parenz im Rat, eine staatliche Förderung der
Seenotrettung oder eine stärkere Unabhängig-
keit der Staatsanwaltschaften sind bisher nicht
angegangen worden. Damit ist die Bundesrepu-
blik in guter Gesellschaft: Aus der kontinent-
übergreifenden Zusammenarbeit ist ein
Wunschkonzert geworden. Kaum ein Projekt,
bei dem nicht eine Handvoll Staaten in die Funda-
mentalopposition geht. Mit immer mehr rechts-
populistischen Kräften in den Regierungen steht
die EU zunehmend still.

Eine altbekannte aber selten tatsächlich ange-
wandte Lösung könnten Koalitionen der Willi-

gen sein. In der Vergangenheit hat die
Bundesrepublik sich oft erst dann be-
wegt, wenn es nicht mehr anders
ging. Anfang Mai hat das Auswärtige
Amt verkündet, dass sich eine Freun-
desgruppe der Außen- und Sicher-
heitspolitik gegründet hat. Deutsch-
land will in diesen Bereichen dem-

nach besser mit Frankreich, Finnland, Ita-
lien, den Benelux-Ländern, Slowenien

und Spanien zusammenarbeiten.
Schnellere Einigkeit, eine Front gegen
EU-Skeptiker, daraus kann Großes er-
wachsen – wenn die Anti-EU-Fraktio-
nen nicht auf dieselbe Idee kommen.

Die neue EU-Kommission wird zei-
gen müssen, dass sie gegen EU-Fein-
de in der Gemeinschaft vorgeht – und

dass die EU-Freunde sich noch hin-
ter einer gemeinsamen

Zukunftsvision ver-
sammeln können.

„Unser Europa
kann sterben.“

Emmanuel
Macron
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Es gibt nicht den
einen EU-Gegner

WAHLEN Orban stellt sich fundamental gegen die EU,
Italien agiert pragmatisch – Wende in Polen

Analyse
Von unserem Redakteur

Christoph Donauer

W
enn die Krise der EU ein Gesicht
hätte, wäre es das des ungarischen
Staatschefs Victor Orban. Mit stra-
tegischer Präzision hat der 60-Jäh-

rige die Demokratie in Ungarn schrittweise ab-
geschafft. Er hat die Verfassung zu seinen
Gunsten geändert, um Opposition und Justiz zu
beschneiden. Die Medien werden drangsaliert,
Minderheiten verfolgt, Korruption grassiert.

Die EU-Kommission sah dem Treiben lange
zu, reagierte dann aber doch. Sie startete meh-
rere Vertragsverletzungsverfahren und hielt
Hilfszahlungen in Milliardenhöhe zurück. Or-
ban wusste das für sich zu nutzen und blockier-
te als Reaktion den EU-Haushalt sowie Finanz-
hilfen für die Ukraine. Eine Regelung, die lange
vor Ungarns EU-Beitritt erdacht wurde, kommt
ihm dabei zugute: Die Mitgliedsländer können
Beschlüsse im Rat zumeist nur einstimmig fas-
sen. Blockiert einer, liegt das Vorhaben auf Eis.
Nur über lange Verhandlungsrun-
den, Zugeständnisse und fragwür-
dige Umwege ist es den übrigen
Staaten gelungen, den EU-Beitritt
der Ukraine und Finanzhilfen zu be-
schließen – während der Abstim-
mung hatte Orban den Raum verlas-
sen. Ein Kurswechsel ist seitens Or-
ban nicht in Sicht. Im März sprach
er davon, dass Ungarn Brüssel einnehmen
müsse, wenn es seine Freiheit wahren
will. Es sei an der Zeit zu rebellieren,
kündigte er an.

Gleiches Muster Orbans Ungarn ist
ein extremes Beispiel. Doch längst gibt
es weitere Länder, die sich bei be-
stimmten Themen entschieden
gegen die Union stellen. So
hatte sich die Slowakei
2017 bei einer Klage
vor dem Europäi-

schen Gerichtshof an die Seite Ungarns gestellt.
Die Länder weigerten sich, über den Solidaritäts-
mechanismus Flüchtlinge aufzunehmen. Die Re-
gelung soll Länder an der EU-Außengrenze wie
Griechenland und Italien entlasten, in dem die
Ankommenden in der gesamten EU verteilt wer-
den. Das höchste EU-Gericht wies die Klage ab.
Die Slowakei wollte das nicht gelten lassen. Re-
gierungschef Robert Fico erklärte, sein Land
werde Pflicht-Quoten niemals akzeptieren.

Und dann wäre da noch Italien. Das Land wird
seit Herbst 2022 von Giorgia Meloni von der
rechten Partei Fratelli d’Italia regiert. Die Sorge
vieler Beobachter, dass Meloni es Orban mindes-
tens gleichtun werde, hat sich nicht bestätigt.
Stattdessen agiert Rom auf EU-Ebene fast über-
raschend pragmatisch. Die gerade beschlossene
EU-Verpackungsverordnung, die Einwegplastik
schrittweise verbannen soll, hat Italien mit zahl-
reichen Änderungsanträgen verwässert. Oder
das Renaturierungsgesetz, mit dem auf einem
Fünftel der EU-Fläche Ökosysteme wiederher-
gestellt werden sollten: Zwar hat Italien das Vor-
haben nicht aktiv bekämpft, die Gegner aber un-
terstützt und letztlich dagegen gestimmt. Die

Asylreform wiederum? Hier rekla-
miert Meloni die Verschärfungen
maßgeblich für sich.

Schäden reparieren Als Gegenbei-
spiel gilt Polen. Das Land wurde un-
ter der konservativen PiS-Regierung
zu den Sorgenkindern Europas. Die
polnische Führung wollte nicht aner-
kennen, dass EU-Recht über natio-
nalem Recht steht, hatte die Unab-
hängigkeit der Justiz torpediert
und die Medienlandschaft umge-
baut. Inzwischen ist unter Donald
Tusk wieder eine pro-europäische

Regierung im Amt, die versucht,
die Schäden aus der PiS-Zeit rück-

gängig zu machen. Mit Erfolg: An-
fang Mai hat die EU-Kommission

angekündigt, sie werde die
laufenden Verfahren gegen
Polen beenden.

„Wir müssen
Brüssel

einnehmen.“
Victor Orban
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